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Vorwort

Der Bürokratieabbau ist entscheidend für die unterschiedlichsten Berei-
che, so für den Ausbau des Ökostroms wie auch von Gaskraftwerken, 
die Rohstoffgewinnung und aktuell dafür, dass die neue Verfassungsbe-
stimmung des Art. 143h GG erfolgreich ins Werk gesetzt werden kann: 
Ohne rasche Genehmigungsverfahren lassen sich die vorgesehenen Mil-
liardeninvestitionen in Infrastruktur und Klimaschutz nicht erfolgreich 
verwirklichen. Generell sind zügig funktionierende Abläufe die Basis für 
die wirtschaftliche Entwicklung.
Die EU betont mittlerweile eine Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit. 
Bereits 2024 traten Grundlagen für eine einfachere und leichtere Ge-
nehmigungsfähigkeit im CRMA, dem EU-Rohstoffgesetz, in Kraft. 
Dessen rasche Verwirklichung propagiert der Clean Industrial Deal der 
EU-Kommission, der seinerseits die Wettbewerbsfähigkeit steigern will: 
Damit geht nun der Klimaschutz Hand in Hand und dominiert nicht 
mehr wie unter dem Green Deal. 
Ein zentrales Anliegen auf EU- und nationaler Ebene ist daher ein um-
fassender Bürokratieabbau. Doch wie kann er konkret gelingen? Wichtige 
Impulse vermitteln die WEA-Privilegierungen sowie die BBergG-Än-
derungen für Erdwärmeanlagen. Nationalverfassungsrechtlich greift an-
gesichts der überbordenden Bürokratie ein grundrechtliches Erdrosse-
lungsverbot; die vom BVerfG in der Notarentscheidung wieder deutlich 
und ausführlich geprüfte Verhältnismäßigkeit verlangt eine tatsächliche 
Rechtfertigung von berufsbezogenen Einschränkungen. Umso dringen-
der ist der Abbau von Bürokratiemonstern, die vor allem am Beispiel des 
Ökostromausbaus näher aufgezeigt werden.
Die künftige Verwaltung wird ihre Effizienz angesichts zahlreicher He-
rausforderungen wie bislang immer neuen und komplexeren Regelungen 
sowie einer zustehenden erheblichen Pensionierungswelle nur mit Hilfe 
einer Digitalisierung und KI steigen können. Die Eckpunkte dafür wer-
den gerade im Hinblick auf einen Bürokratieabbau näher aufgezeigt. Die 
von der Kommission im Digital Omnibus on AI vom 19. 11. 2025 auf den 
Weg gebrachte Änderung der KI-Verordnung ist bereits berücksichtigt, 
ebenso der Entwurf des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes, der im Bundes-
kabinett am 17.12.2025 beschlossen wurde.
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Dem Erich Schmidt-Verlag danke ich sehr herzlich für die außerordent-
lich rasche Bearbeitung des Manuskripts und insbesondere Herrn Ver-
lagsdirektor Sven Clever für die hervorragende Kooperation. Meine Se-
kretärin Frau Desiree Dietrich B. A. betreute wiederum das Manuskript 
mit größter Sorgfalt.

Ich wünsche eine spannende Lektüre. Anregungen und Hinweise erbitte 
ich an:
Univ.-Prof. Dr. jur. Walter Frenz
Lehr- und Forschungsgebiet Berg-, Umwelt- und Europarecht  
der RWTH Aachen University
Wüllnerstr. 2
52062 Aachen
Telefon: (0241) 80-95691
E-Mail: frenz@bur.rwth-aachen.de

Aachen, im Januar 2026
Walter Frenz

mailto:frenz@bur.rwth
-aachen.de
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